
Zusammenfassung
Das Hessische Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt, 
Weinbau, Forsten, Jagd und Heimat hat ein »Konzeptpapier zur 
Beschleunigung der Verfahren der Flurbereinigung in Hessen« 
erstellen lassen, um umfassende Beschleunigungsansätze für 
neue anzuordnende und bereits anhängige Flurbereinigungs-
verfahren zu gewinnen. Ausgehend vom Anlass der Unter-
suchung und der Herangehensweise bei der Erstellung des 
Konzeptes werden in drei Kapiteln kurz-, mittel- und langfristig 
umzusetzende Handlungsvorschläge zur Beschleunigung der 
Flurbereinigungsverfahren in Hessen vorgestellt. Die zu er-
wartenden Beschleunigungen durch die Handlungsvorschlä-
ge werden abgeschätzt. Anschließend wird skizziert, welche 
externen Einflüsse nachteilig auf die Laufzeiten von Flurberei-
nigungsverfahren einwirken. Um die zwingend notwendigen 
Beschleunigungen der hessischen Flurbereinigungsverfahren 
zu erreichen, ist neben den erarbeiteten Beschleunigungsan-
sätzen auch eine Personalnachführung erforderlich, auf die in 
einem eigenen Kapitel eingegangen wird.

Schlüsselwörter: Flurbereinigung, Landentwicklung, 
Beschleunigung

Summary
The Hessian Ministry of Agriculture and Environment, Viticul-
ture, Forestry, Hunting, and Homeland has created a »concept 
paper on accelerating the procedures of land consolidation 
in Hessen« to gain comprehensive acceleration approaches 
for prospective and already pending land consolidation pro-
cedures. Based on the purpose of the study and the approach 
used in creating the concept, action proposals for accelerating 
land consolidation procedures in Hesse are presented in three 
chapters, covering short-, medium- and long-term implemen-
tation. The expected acceleration from the proposed actions is 
estimated. Subsequently, the external influences that adversely 
affect the duration of land consolidation procedures are out-
lined. To achieve the urgently needed acceleration of the Hes-
sian land consolidation procedures, in addition to the devel-
oped acceleration approaches, personnel reinforcement is also 
necessary, which is discussed in a separate section.
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1	 Einleitung

»In allen Bundesländern ist festzustellen, dass die Lauf-
zeiten in flächenhaften Verfahren zur Bodenordnung und 
Eigentumsregelung nach dem Flurbereinigungsgesetz 
(FlurbG) und/oder dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz 
(LwAnpG) teilweise sehr lang sind. Um freie Kapazitäten 
für Neuanordnungen zur Bewältigung verschiedenster 
Herausforderungen zu schaffen, sind die bisherigen Ver-
fahrensweisen der Flurbereinigungsverwaltungen bei der 
Bearbeitung der Eigentumsregelungen zu überprüfen und 
gegebenenfalls neu auszurichten« (ARGE Landentwick-
lung 2025). Die Beschleunigung der Flurbereinigungsver-
fahren ist damit in vielen Bundesländern in Deutschland 
zu einer wichtigen, zentralen Aufgabe geworden, obwohl 
das Flurbereinigungsgesetz bereits eine große Anzahl an 
Beschleunigungsansätzen enthält, die es sachgerecht zu 
nutzen gilt (vgl. Lorig und Mitschang 2026a).

Erstmals in den 90er Jahren hatte die Flurbereinigungs-
verwaltung in Rheinland-Pfalz erkannt, dass dies nicht 
ausreicht. Folgerichtig wurden umfassende Reformansät-
ze zur Beschleunigung der Flurbereinigungsverfahren er-
arbeitet und umgesetzt und schließlich in einen kontinu-
ierlichen Verbesserungsprozess überführt (vgl. Lorig und 
Mitschang 2026b). Da die hessischen Flurbereinigungsver-
fahren nach vielfältiger Einschätzung inzwischen extrem 
hohe Laufzeiten haben (siehe Kap. 2), wurde auf Wunsch 
des zuständigen Ministers eine Reform nach den Metho-
den der Wirtschaft analog zu Rheinland-Pfalz eingeleitet 
(Lorig et al. 2025). Über die Hintergründe und die Inhalte 
dieser Untersuchung zur Beschleunigung der Flurbereini-
gung in Hessen sowie deren geplante Umsetzung wird in 
diesem Beitrag berichtet.

2	 Anlass der Untersuchung

Der hessische Rechnungshof wertete im Rahmen einer 
Untersuchung die Daten von 61 Verfahren aus, die vor dem 
1.  Januar 2000 angeordnet wurden und bis zum 31.  De-
zember 2016 noch nicht abgeschlossen waren. Dabei han-
delte es sich überwiegend um Integral- oder Regelverfah-
ren nach § 1 FlurbG. Die ausgewerteten Verfahren wiesen 
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eine durchschnittliche Dauer von 28 Jahren auf. Dabei lag 
die Spanne zwischen 17 Jahren und 47 Jahren. Vom Zeit-
punkt des Anordnungsbeschlusses bis zur Genehmigung 
des Planes nach § 41 FlurbG vergingen im Mittel 12 Jah-
re. Die Zeitspanne von der Genehmigung des Planes nach 
§ 41 FlurbG bis zur vorläufigen Besitzeinweisung betrug 
dann weitere neun Jahre (Summe 21 Jahre).

In landwirtschaftlichen Fachkreisen werden Bedenken 
geäußert, dass Flurbereinigungsverfahren ihre Bedeutung 
verlieren könnten, sofern nicht zeitnah effizientere Lösun-
gen gefunden werden. Es wird betont, dass die Flurbereini-
gung nicht allein auf die Begleitung von Infrastrukturpro-
jekten reduziert werden darf. Vielmehr sei es entscheidend, 
durch die Schaffung zusammenhängender Strukturen eine 
zukunftsorientierte und wettbewerbsfähige Landwirtschaft 
zu ermöglichen.

Vor etwa 20 bis 30  Jahren waren in Hessen, zum Bei-
spiel in Zusammenhang mit dem Bau der Autobahnen 
A44, A49 und A66, insgesamt 67 Unternehmensflurberei-
nigungsverfahren unabweisbar angeordnet worden, ohne 
dass gleichzeitig die notwendige Personalverstärkung des 
Fachpersonals in den Flurbereinigungsbehörden vollzogen 
wurde. Auch konnte die Verfahrenskostenpauschale in den 
Unternehmensflurbereinigungen nicht für Personalver-
stärkungen verwendet werden.

Unter all diesen Gesichtspunkten wurde im Koalitions-
vertrag zwischen CDU und SPD in Hessen für die 21. Le-
gislaturperiode 2024–2029 auf Seite  120 Folgendes ver-
einbart: »Die Verfahren zur Flurneuordnung werden wir 
fortsetzen und beschleunigen, u. a. durch freiwilligen Flä-
chen- und Nutzungstausch. Wir werden ein Dialogformat 
zwischen den Betroffenen, der Verwaltung und externen 
Fachleuten einrichten, um gemeinsam Wege zu finden, wie 
die Verfahren der Flurbereinigung in Hessen deutlich be-
schleunigt werden können.«

Im Dezember 2024 veranlasste das Hessische Ministe-
rium für Landwirtschaft und Umwelt, Weinbau, Forsten, 
Jagd und Heimat unter fachlicher Leitung von Prof. Axel 
Lorig die »Erarbeitung eines Konzeptpapiers zur Beschleu-
nigung der Verfahren der Flurbereinigung in Hessen«. 
Das Ziel der Beschleunigung galt in erster Linie für den 
Zeitraum von der Anordnung eines Flurbereinigungs-
verfahrens bis zur Schaffung des Baurechtes durch Plan-
feststellung und bis zur Besitzeinweisung in die neuen 
Grundstücke. Aber auch die Anwendung der Beschleuni-
gungsansätze bis zum Abschluss des Verfahrens wurde als 
wichtig bewertet. Die Beschleunigungsansätze sollten nicht 
nur für neue anzuordnende, sondern auch für bereits an-
hängige Flurbereinigungsverfahren entwickelt werden.

3	 Herangehensweise bei der 
Untersuchung der Zeitabläufe von 
Flurbereinigungsverfahren in Hessen

3.1	R eform der Abläufe nach Methoden der Wirtschaft

Es war eine zentrale Vorgabe, die kompletten Abläufe der 
Flurbereinigung, soweit sie nicht durch das Flurbereini-
gungsgesetz vorgegeben sind, auf ihre Notwendigkeit und 
denkbare Beschleunigungsansätze zu überprüfen. Dabei 
wurden die Herangehensweisen aus Rheinland-Pfalz (zum 
Beispiel »Vergleich der Flurbereinigung mit japanischen 
Muden = Verschwendungen« oder »Auswirkung des Pa-
reto-Prinzips und des Sägeblatt-Effekts auf Zeitabläufe«) 
einbezogen (vgl. Lorig und Mitschang 2026b). Für die 
Beratung der von Prof. Lorig vorgeschlagenen Untersu-
chungsansätze wurde eine Arbeitsgruppe aus Mitarbeiter/
innen der hessischen Flurneuordnungsverwaltung einge-
setzt. Dabei wurde eine Forderung von Runge aufgegriffen: 
»Jeder Prozessschritt ist gleichzeitig ein Wertschöpfungs-
schritt – Prozessschritte ohne erkennbare Wertschöpfung 
sollten sehr kritisch überprüft und möglichst eliminiert 
werden« (Runge 1994).

3.2	 Verwendung vorhandener Handlungs­
empfehlungen

Um möglichst schnell und vollständig geeignete Hand-
lungsansätze für die Beschleunigung der hessischen Flur-
bereinigungsverfahren zu gewinnen, wurden bekannte 
und publizierte Reformen und Überlegungen anderer Flur-
bereinigungsverwaltungen ausgewertet. Dabei handelte es 
sich um

	p Verwaltungsmodernisierung nach dem Vorbild der 
Wirtschaft – Reform der Landeskulturverwaltung 
Rheinland-Pfalz nach den Methoden des Business Re-
engineering, Erstfassung 1995, 120 Ansätze (MWVLW 
1995),

	p Delegation von Aufgaben auf nachgeordnete Dienst-
stellen und Aufhebung von Zustimmungsvorbehalten 
bei der Durchführung von Verfahren nach dem FlurbG, 
Erstfassung 1994, 25 Ansätze (MWVLW 1996),

	p Ländliche Bodenordnung in Rheinland-Pfalz – Restruk-
turierung der Verfahrensabläufe, 70 Ansätze (Mitschang 
et al. 2021),

	p Handlungsempfehlung zur Begrenzung der Laufzei-
ten in Flächenverfahren zur Eigentumsregelung nach 
FlurbG und/oder LwAnpG (ARGE Landentwicklung), 
25 verwertete Ansätze (ARGE Landentwicklung 2025),

	p Hessischer Rechnungshof – Mitteilung an das Hessische 
Ministerium für WEVW über die Prüfung der Flurneu-
ordnung – Flurbereinigungsverfahren, abschließende 
Prüfungsmitteilung, acht verwertete Ansätze und

	p Konzeptpapier »Beschleunigung von Flurbereinigungs-
verfahren« des Hessischen Landesamtes für Bodenma-
nagement und Geoinformation, 40 Ansätze (Hessisches 
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Landesamt für Bodenmanagement und Geoinformation 
2024).

Aus diesen sechs Untersuchungen mit insgesamt 288 Vor-
schlägen wurden zunächst alle mehrfach aufgeführten 
Ansätze eliminiert. Des Weiteren entfielen die in der 
rheinland-pfälzischen Untersuchung aus dem Jahr 1995 
enthaltenen Automationsvorschläge, die durch die Ein-
führung der Datenverarbeitungslösung LEFIS in Hessen 
inzwischen technisch überholt sind. Mehrere Vorschlä-
ge waren aufgrund anderer Vorgehensweisen nicht auf 
die hessische Bearbeitung der Flurbereinigungsverfahren 
übertragbar. Es verblieben insgesamt 135 Diskussionsvor-
schläge. Das Ergebnis der Beratungen wurde jeweils mit 
einer Erläuterung und einem abschließenden Gruppen-
votum im Untersuchungsbericht dokumentiert (vgl. Lorig 
et al. 2025).

3.3	 Gliederung der Untersuchung

Die Untersuchung wurde in nachfolgende 12 Themenfel-
der gegliedert:

	p Anmoderationsphase und projektbezogene Vorunter-
suchung,

	p Wahl der Verfahrensart und Verfahrensabgrenzung,
	p Organisatorisch bedingte Prozessbrüche sowie Prü-
fungs- und Kontrollvorgänge,

	p Vereinfachungen und Beschleunigungen im planeri-
schen und rechtlichen Ablauf,

	p Optimierung der Schnittstellen bei Abstimmungen, bei 
Terminen und bei dem Datentransfer mit allen externen 
Stellen,

	p Optimierung der inneren Zusammenarbeit,
	p Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und Flurbe-
reinigungspartner,

	p Vermessungskonzept und technische Ausstattung,
	p Abwicklung der Flurbereinigung in der Schlussphase,
	p Personalausstattung, Personaleinsatz und Technikopti-
mierung,

	p Gründung und Aufgaben eines VTG; alternativ Nut-
zung eines bestehenden VTG und

	p Übertragung der Beschleunigungsansätze auf bereits 
anhängige Verfahren.

Die Einzelergebnisse der Untersuchung sind sehr komplex 
und können hier nicht im Detail wiedergegeben werden. 
Nachfolgend werden nur die Ergebnisse der Untersuchung 
vorgestellt, die die größten Zeiteinsparungen bei der Be-
arbeitung der Flurbereinigungsverfahren erwarten lassen. 
Für die Umsetzung der Reformansätze wurde in kurzfris-
tige, mittelfristige und langfristige Projekte unterschieden. 
Diese Vorgehensweise wurde für die Gliederung der nach-
folgenden Kapitel übernommen.

4	I nhalt kurzfristig umzusetzender 
Handlungsvorschläge zur Beschleunigung 
der Flurbereinigungsverfahren in Hessen

4.1	 Leitlinien »Flurneuordnung in Hessen«

In zielgerichteten neuen »Leitlinien Flurneuordnung in 
Hessen« wird ein wesentliches Steuerungsinstrument gese-
hen. Die Leitlinien sollen als Grundlage für die landesweit 
zu erreichenden Flurbereinigungsziele dienen, die sich in 
den vergangenen Jahren in vielen Bereichen gewandelt ha-
ben. Die Leitlinien sollen auch Vorgaben für die geeignete 
Verfahrensart enthalten, denn die Wahl der richtigen Ver-
fahrensart hat entscheidenden Einfluss auf Aufwandsmi-
nimierung und Verfahrensbeschleunigung. Die Leitlinien 
sollen nach innen und nach außen wirken und im politi-
schen Raum deutlich machen, in welcher Form die Flur-
neuordnung in Hessen in den kommenden Jahren fortge-
setzt und weiterentwickelt wird.

4.2	R ückführung von Kontrollen  
in den Prozessablauf

Die Untersuchung übernimmt die Detailumsetzung der 
Antwort auf eine Rechnungshofforderung: »Das HLBG 
ist angewiesen, das gesamte Prüf- und Kontrollwesen zu 
überarbeiten.« Da das Prüfverfahren durch Prozessunter-
brechungen, wie zum Beispiel »Warten auf die Freigabe der 
zu prüfenden Unterlagen durch den Prüfer« oder »fehlen-
de Einflussnahme der Prozessverantwortlichen auf Beginn 
und Dauer der Prüfungen« gekennzeichnet ist, wurde es als 
ein wichtiges Ziel des Beschleunigungskonzeptes bewertet, 
alle Kontrollschritte auf das unbedingt notwendige Maß zu 
reduzieren und beizubehaltende Kontrollschritte im »Vier-
augenprinzip« in den Verfahrensablauf zurückzuführen.

Die Kontroll- und Prüffunktionen der Oberbehörden 
werden daher nach § 2 Abs.  3 FlurbG auf ein Minimum 
reduziert, denn die Länder können Befugnisse, die der 
oberen Flurbereinigungsbehörde zustehen, bis auf zwei 
Sonderfälle der Flurbereinigungsbehörde übertragen (vgl. 
Wingerter und Mayr 2018, § 2, Rd.-Nr. 6). Hierzu zählen 
vor allem die Befugnisse der oberen Flurbereinigungsbe-
hörde für die Anordnung von Flurbereinigungsverfahren 
nach § 4 FlurbG, für erhebliche Änderungen oder Teilung 
des Flurbereinigungsgebietes nach § 8 Abs. 2 und 3 Satz 1 
FlurbG, zur Einstellung des Flurbereinigungsverfahrens 
nach § 9 Abs.  1 Satz  1 FlurbG oder zur Entscheidung in 
Plangenehmigungsverfahren nach § 41 FlurbG.

Darüber hinaus wird ein Großteil der Vorlageberich-
te an die Obere Flurbereinigungsbehörde (OFB) mit zu-
gehörigen Zustimmungsvorbehalten aufgehoben. Als ein 
Beispiel (von vielen) sei die »Zuleitung des Abzugsver-
hältnisses an die OFB« genannt. Diese ist weder gesetz-
lich vorgegeben noch erforderlich, denn die Genehmigung 
des Flurbereinigungsplans nach § 58 Abs. 3 FlurbG durch 
die obere Flurbereinigungsbehörde soll nach der Recht-
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sprechung lediglich sichern, dass die Ziele des § 37 Abs. 1 
FlurbG erreicht werden. Dazu bedarf es der Prüfung des 
Abzugsverhältnisses durch die OFB nicht.

Diese Prüfung durch die OFB kann ersatzlos entfallen 
und die Prüfung im notwendigen Maße in der Flurbereini-
gungsbehörde erfolgen. Eine besonders wichtige Zeitein-
sparung wird auch durch den »Verzicht auf die Zuleitung 
des Abfindungsentwurfes an die OFB zur Prüfung der 
Gleichwertigkeit der Abfindungen« erreicht. Diese Prü-
fung des wichtigen Ergebnisses des Flurbereinigungspla-
nes ist nur in Stichproben durchzuführen. Für eine stich-
probenartige Prüfung bedarf es aber nicht der Zuleitung 
des Abfindungsentwurfes an die OFB, denn umfassende 
Teile der Prüfung können durch »Vier-Augen-Kontrolle« 
in der Flurbereinigungsbehörde unmittelbar stattfinden. 
Die abschließende »Stichprobenprüfung« durch die OFB 
kann z. B. durch eine eintägige Prüfung in der Flurberei-
nigungsbehörde (mit einem vorgegebenen Prüfformular) 
erfolgen.

Im Zuge der umfangreichen Änderungen im Kontroll- 
und Prüfprozess werden auch Änderungen von u. a. Hand-
büchern, Richtlinien und Vordrucken erforderlich. Dazu 
soll ein intensiver Austausch mit Rheinland-Pfalz stattfin-
den, um gegenseitig voneinander profitieren zu können.

4.3	 Steuerung der Flurbereinigung

Alle laufenden und geplanten Flurbereinigungsverfahren 
werden zur Steuerung der Ziel- und Zeitplanung (räum-
liche und sachliche Arbeitsschwerpunkte für die Flurberei-
nigungsbehörden), zur Maßnahmenplanung (verbindliche 
Festlegung der Projekte und Leistungen) und zur Ressour-
cenplanung (Personaleinsatz und Ausführungskosten) 
in einem »Flurbereinigungsprogramm« gebündelt. Alle 
wichtigen Entscheidungen für ein »Geschäftsjahr« werden 
getrennt für jedes Amt in einem jährlichen Vororttermin 
mit verbindlichen »Arbeitsplanbesprechungen« getroffen. 
Daneben sollen Vorlageberichte an die Oberbehörden mit 
Entscheidungen nur in unvorhersehbaren Ausnahmen ver-
bleiben. Dies gilt für die komplette Laufzeit eines Verfah-
rens einschließlich der Vorbereitungsphase.

4.4	 Umsetzung aller planerischen und 
rechtlichen Einzelvorschläge

Die in der Untersuchung zur Beschleunigung der Flurbe-
reinigung in Hessen erarbeiteten planerischen und recht-
lichen Vereinfachungsvorschläge sind sehr speziell und 
können daher nicht im Einzelnen in dieser Veröffentli-
chung dargestellt werden. Zum Teil handelt es sich um die 
zielgerichtete Umsetzung der »Beschleunigungsansätze des 
Flurbereinigungsgesetzes«, die bereits von Lorig und Mit-
schang (2026a) beschrieben wurden, wie zum Beispiel den 
regelmäßigen Einsatz der vorläufigen Besitzeinweisung 
nach § 65 FlurbG oder die Anwendung der vorläufigen 

Anordnung nach § 36 FlurbG in allen dringenden Fällen. 
Für diesen Beitrag werden von den Vereinfachungsvor-
schlägen nur vier ausgewählt.

Der »sog. Grundsatztermin nach § 38 FlurbG« ist häu-
fig nur eine Art »Kennenlern-Termin«, der wenig konkrete 
Ergebnisse liefert. Dieser Termin kann in Hessen entfallen. 
Der materielle Auftrag des § 38 FlurbG kann besser und 
schneller in Einzelterminen mit den TÖB und den an-
erkannten Organisationen des Naturschutzrechtes erreicht 
werden. Nur wenn komplexer Abstimmungsbedarf be-
steht, ist ein Ortstermin mit den TÖB sinnvoll.

Das hessische System der Regelungen zum Plan nach 
§ 41 FlurbG mit seinen Bestandteilen aus »Karte zum Plan, 
Verzeichnis der Festsetzungen, Erläuterungsbericht, ver-
schiedenen Beiheften und Regelzeichnungen« soll weiter-
entwickelt und vereinfacht werden. So reichen z. B. etwa 
10  bis 20  Seiten Text für einen Erläuterungsbericht. Für 
die Regelzeichnungen sind einheitliche Vorgaben nach der 
Systematik aus Rheinland-Pfalz sinnvoll.

Die Fachschale LEFIS sieht die graphische Bearbeitung 
des Plans nach § 41 FlurbG noch nicht vor. Daran wird 
sich in den kommenden Jahren nichts ändern. Es soll in 
Zukunft ein einfaches GIS-gestütztes System für den Plan 
nach § 41 FlurbG verwendet werden. Eine länderübergrei-
fende »Einfachlösung« Rheinland-Pfalz/Hessen ist hierfür 
zweckmäßig, zumal beide Länder nahezu übereinstim-
mende Kartenlegenden haben und auch Rheinland-Pfalz 
diesen Weg aktuell neu entscheidet.

Die Kennzeichnung der Grundstücke und die Felder-
läuterung nach § 59 Abs. 1 und § 65 Abs. 1 Satz 2 FlurbG 
sind gesetzlich nicht zwingend vorgegeben. Diese Vor-Ort-
Arbeiten sind nur »auf Wunsch« einzelner Teilnehmer (vgl. 
§ 59 Abs. 1 und § 65 Abs. 1 Satz 2 FlurbG) zu praktizieren. 
Da die meisten Eigentümer Pachtverträge mit Landwirten 
abgeschlossen haben und sich diese Grenzen nicht an-
sehen, kann es eine beachtliche Zeiteinsparung in großen 
Verfahren bedeuten, wenn im Planwunschtermin mit den 
meisten Eigentümern ein Verzicht auf diese örtliche Anzei-
ge vereinbart wird. Als Ersatz für die Grenzanzeige können 
stattdessen Vereinbarungen über vorgefertigte, gegebenen-
falls digitale Kartenauszüge getroffen werden. Kann auf die 
komplette Absteckung in einem Verfahren verzichtet wer-
den, bedeutet dies in einem 1000 oder 2000 ha-Verfahren 
mehrere Wochen Arbeitseinsparung im Außendienst für 
einen vollständigen Messtrupp.

4.5	 Evaluation des Bewilligungsverfahrens 
und der Bewilligungsstelle

Die Finanzierung bzw. Bereitstellung benötigter Mittel zur 
Umsetzung von Maßnahmen im Rahmen eines Flurberei-
nigungsverfahrens hat großen Einfluss auf dessen Verlauf. 
Es wird daher in der Untersuchung zur Beschleunigung 
empfohlen, diese wichtige Schnittstelle einer Evaluation zu 
unterziehen und ggf. Prozesse zu optimieren. Die Bewil-
ligungsstellen in Hessen und Rheinland-Pfalz sind unter-
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schiedlich organisiert, aus diesem Grund wurde angeregt, 
die Untersuchung in einer länderübergreifenden AG vor-
zunehmen und im Optimalfall voneinander zu lernen.

4.6	 Wiedereinstieg der hessischen 
Flurneuordnung in die ELER-Förderung und 
die Auswirkungen auf die Zeitabläufe

Die kontinuierliche Bereitstellung von Fördermitteln ist 
essentiell für alle Flurbereinigungsverfahren, in denen 
größere Ausbaumaßnahmen gemeinschaftlicher Anlagen 
erforderlich sind. Dies gilt vor allem für die Weinbergsflur-
bereinigung, aber auch für Flurbereinigungsverfahren, in 
denen die bisherigen (in der Regel zu schmalen und für 
geringe Lasten ausgebauten) Wirtschaftswege als abgän-
gig anzunehmen sind. Stehen derartige Fördermittel nicht 
oder nicht zeitgerecht zur Verfügung, kann es zur vorüber-
gehenden Stilllegung einzelner Flurbereinigungsverfahren 
kommen. Aus diesem Grund war es dringend geboten, 
trotz des bürokratischen Mehraufwandes, im Bereich der 
Flurbereinigung für den Wege- und Gewässerbau einen 
Wiedereinstieg in die ELER-Förderung vorzunehmen, der 
inzwischen erfolgt ist.

4.7	 Erprobung der Rohplanvorlage 
anstelle von Planvereinbarungen

In Hessen erfolgen in allen Flurbereinigungsverfahren 
Planvereinbarungen. Die in Rheinland-Pfalz seit 30  Jah-
ren erprobte Vorgehensweise mit nur einem Planwunsch-
termin (ohne Planvereinbarungen) und einer dort statt-
findenden »Rohplanvorlage« (Zwischeneröffnung der 
vorgesehenen Zuteilung) soll nun auch in Hessen verfolgt 
werden. In Rheinland-Pfalz sind die Verfahren dadurch ein 
bis zwei Jahre schneller geworden. Die Anzahl der erhobe-
nen Widersprüche ist sehr gering geblieben.

4.8	 Schlussfeststellung unmittelbar nach 
Abgabe der Berichtigungsunterlagen 
an die öffentlichen Bücher

Solange die Flurbereinigungsbehörde die Berichtigung 
des Grundbuches noch nicht veranlasst hat, kann ein Teil-
nehmer, dessen Rechte durch Widersprüche gegen den 
Flurbereinigungsplan voraussichtlich nicht berührt wer-
den, beantragen, dass die Flurbereinigungsbehörde das 
Grundbuchamt sogleich ersucht, das Grundbuch durch 
Eintragung seiner neuen Grundstücke zu berichtigen (§ 82 
FlurbG). Diese vorzeitige Teilberichtigung des Grund-
buchs soll verhindern, dass der Grundstücksverkehr nach 
Eintritt des neuen Rechtszustandes unzumutbar gehemmt 
wird. Der neue Rechtszustand kann auch auf vorzeitiger 
Ausführungsanordnung beruhen. Es kann organisiert wer-
den, dass viele Teilnehmer einen derartigen Antrag stellen. 

Dann bleibt die allgemeine Grundbuchberichtigung für 
»Restfälle«.

In der Regel wartet die Flurbereinigungsbehörde dann 
mit der Schlussfeststellung nach § 149 FlurbG, bis die 
öffentlichen Bücher (insbesondere das Grundbuch) tat-
sächlich berichtigt sind. Dies ist nicht zwingend, denn der 
Vollzug der Berichtigungen bei den zuständigen Behörden 
ist keine Voraussetzung für die Schlussfeststellung. Die 
Unterlagen für die Berichtigung des Grundbuchs und des 
Liegenschaftskatasters müssen (lediglich) fehlerfrei an die 
dafür zuständige Behörde abgegeben sein. Mit der Abgabe 
endet die Zuständigkeit der Flurbereinigungsbehörde. Alle 
danach ergehenden Regelungen erfolgen außerhalb des 
Verfahrens. Etwaige Berichtigungsansprüche wegen Feh-
lern bei der Eintragung im Grundbuch sind außerhalb des 
Flurbereinigungsverfahrens zu erledigen. Sie können der 
Schlussfeststellung nicht entgegenstehen, auch wenn diese 
Frage in einem Einzelfall anders beurteilt wurde.

4.9	 Anwendung der Handlungsvorschläge bei 
ausgewählten anhängigen Verfahren

Bei Beginn der Beratungen wurde erwartet, dass alle Ver-
änderungsvorschläge des Handlungskonzeptes nur in neu 
anzuordnenden Verfahren genutzt werden können. Um 
dem entgegenzuwirken und möglichst schnell Erfahrun-
gen mit den erarbeiteten Reformansätzen zu erhalten, wur-
de gezielt eine größere Anzahl von Verfahren ausgewählt, 
in denen die veränderten Prozesse schnell umgesetzt wer-
den können.

5	I nhalt mittelfristig umzusetzender 
Handlungsvorschläge zur Beschleunigung 
der Flurbereinigungsverfahren in Hessen

5.1	 Punktfestlegung durch Digitalisierung 
mit Drohnenaufnahmen

Verfahrensbeschleunigungen bei Vermessungsarbeiten 
können durch die Einführung der »Punktfestlegung durch 
Digitalisierung (PUDIG)« als neue Standardmessmethode 
erreicht werden (vgl. Thomas und Durben 2013). Bei der 
»Punktfestlegung durch Digitalisierung« werden die Koor-
dinaten der geplanten neuen Grenzpunkte ohne vorherige 
Abmarkung im Gelände durch Digitalisierung in hierfür 
geeigneten Orthophotos oder in der Karte zum Plan nach 
§ 41 FlurbG, durch ergänzende Berechnungsarbeiten oder 
durch gezielte Ergänzungsarbeiten im Gelände in ihrer 
Solllage festgelegt. Zur präzisen Beschreibung des Vor-
gehens wird auf Durben (1996) verwiesen. Die erzielten 
Koordinaten sind »absolut fehlerfrei«, was bei der prakti-
zierten Punktbestimmung durch örtliche Vermessungen 
nie erreicht werden kann. Durch den Einsatz von Droh-
nen sollen geeignete Luftbilder (DOP) für diese Vermes-
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sungsarbeiten gewonnen werden. Für die Einführung der 
»Punktfestlegung durch Digitalisierung« ist die dringende 
Anschaffung eigener Hard- und Software (z. B. UAV mit 
Messkamera und Auswertesoftware) erforderlich. Die 
DOP sollen vielfach genutzt werden, vor allem können sie 
als Grundlage für den Plan nach § 41 FlurbG (z. B. quali-
fizierter Feldvergleich, Biotoptypenkartierung) dienen.

5.2	 Umsetzung der Spruchstelle für 
Flurbereinigung in das Ministerium

Nach dem Flurbereinigungsrecht sind aufgrund des »ge-
stuften Verwaltungsverfahrens« (vgl. Lorig und Mitschang 
2026a) bis zu 40 unterschiedliche Widerspruchsverfahren 
in jeder Flurbereinigung denkbar. Wichtig und herausge-
hoben sind die Widersprüche gegen die Feststellung der 
Wertermittlung nach § 32 FlurbG und die Widersprüche 
gegen den Flurbereinigungsplan nach § 59 FlurbG. Die 
Länder können nach § 141 FlurbG bestimmen, dass zu 
den Entscheidungen über Widersprüche gegen die Ergeb-
nisse der Wertermittlung oder den Flurbereinigungsplan 
zwei Landwirte ehrenamtlich hinzuzuziehen sind, was 
herkömmlich als »Spruchstelle für Flurbereinigung« be-
zeichnet wird. Die Spruchstelle für Flurbereinigung ist in 
Hessen aktuell in der oberen Flurbereini-
gungsbehörde (OFB) angesiedelt. Die im 
Konzept vorgeschlagene Umsetzung in 
das Ministerium soll die Neutralität der 
Instanz unterstreichen, denn das Ministe-
rium setzt keinerlei Verwaltungsakte und 
hat daher keine Außenwirkung in der Be-
arbeitung der Flurbereinigungsverfahren. 
Auch die gerichtsförmliche Besetzung der 
Spruchstelle wird von den Widerspruchs-
führern in einem Ministerium sehr gut 
wahrgenommen (vgl. Marx 2004).

5.3	 Neufassung aller Zusammen­
arbeitsrichtlinien mit Trägern 
öffentlicher Belange (TÖB)

Die Flurbereinigung hat sich für die 
Umsetzung von Fremdplanungen (z. B. 
Straßenplanung, Wasserplanung, Natur-
schutzplanung) sehr bewährt. Diese Pla-
nungen unterliegen anderen formalen 
Planungs- und Abstimmungsprozessen 
und sind daher mit dem Planungsprozess 
einer Flurbereinigung nicht immer kom-
patibel, was häufig zu Verfahrensunterbre-
chungen nach dem bekannten Sägeblatt-
effekt (vgl. Lorig und Mitschang 2026b) 
führt. Der Zeit- und Arbeitsaufwand für 
Abstimmungsprozesse mit Fremdpla-
nungsträgern ist zudem umfangreicher 

und komplexer geworden. Mit allen Fremdplanungsres-
sorts sind daher möglichst Sonderregelungen für Flurbe-
reinigungsverfahren zu vereinbaren und in fachübergrei-
fenden Zusammenarbeitserlassen verbindlich festzulegen. 
Wenn die Zusammenarbeit das Verfahren drastisch verzö-
gert und es sich um ein vereinfachtes Flurbereinigungsver-
fahren handelt, soll die Flurbereinigungsbehörde die Aus-
schlusswirkung nach § 86 Abs. 2 Nr. 6 FlurbG anwenden.

5.4	 Umsetzung aller Vereinfachungsmöglichkeiten 
bei der Vermessung der Verfahrensgrenze

Als wichtiger Beschleunigungsansatz wird die Idee von 
Dockweiler/Schmitt übernommen, »dass das Flurbereini-
gungsgebiet nach § 4 FlurbG so festgestellt wird, dass die 
Gebietsgrenze entlang der Grenzen von gemeinschaftlichen 
oder öffentlichen Anlagen verläuft, die zum Flurbereini-
gungsgebiet gehören«. Dabei soll die Gebietsgrenze, wie sie 
sich aus den Unterlagen des amtlichen Vermessungswesens 
ergibt, unverändert ohne eigene Feststellungen der Flurbe-
reinigungsbehörde beibehalten werden. Die gegenüber der 
Gebietsgrenze innerhalb des Flurbereinigungsgebietes lie-
genden Grenzen dieser gemeinschaftlichen oder öffentli-
chen Anlagen sollen nach dem örtlichen Grenzverlauf oder 

Abb. 2: Verzicht auf Feststellung der Verfahrensgrenze – Beispiel Straße/Weg
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Abb. 1: Verzicht auf Feststellung der Verfahrensgrenze – Systemzeichnung
Quelle: Dockweiler (2016)
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in anderer Weise zweckmäßig neu festgelegt und in dem 
für die Neuvermessung im Flurbereinigungsgebiet gültigen 
Raumbezug neu bestimmt (koordiniert) werden« (Dock-
weiler 2016, Schmitt 2002, Thomas und Durben 2013). 
Dieser pragmatische Ansatz erspart bei sachgerechter An-
wendung viele Monate kostenaufwendiger, ineffizienter 
und uneffektiver Arbeit. 

Alle Möglichkeiten zur Reduzierung des Aufwands für 
die Herstellung der Verfahrensgrenze sollten genutzt wer-
den (z. B. Gebietsgrenze an der Außengrenze von gemein-
schaftlichen und öffentlichen Anlagen, Sonderungen in 
Waldflächen, Sonderung langgestreckter Anlagen, Abgren-
zung entlang bereits festgestellter Grenzen). Es können 
umfangreiche Außenarbeiten und die Ermittlung sowie die 
Ladung vieler Angrenzer an das Flurbereinigungsverfah-
ren unterbleiben. Zur Vorgehensweise wird auf Dockweiler 
(2016) und Schmitt (2002) verwiesen. 

5.5	 Neuregelung der Entwicklungskonzeption (EKO)

Eine Voruntersuchung vor Einleitung eines Flurbereini-
gungsverfahrens, in Hessen als sogenannte Entwicklungs-
konzeption bekannt, liefert wesentliche Inhalte mit Aus-
sagen über die Notwendigkeit von Verfahren nach dem 
FlurbG, die geeignete Verfahrensart, die Abgrenzung eines 
geplanten Flurbereinigungsgebietes, den zweckmäßigsten 
Zeitpunkt der Durchführung, die voraussichtlichen Kosten 
geeigneter Verfahren und die Auswirkung der Verfahren 
nach dem FlurbG auf die Entwicklung des ländlichen Rau-
mes. Zur Ableitung und Begründung der geeigneten Ver-
fahrensart sollten die relevanten Verfahrensziele sorgfältig 
analysiert werden. Zur Lenkung der Entwicklungskonzep-
tion war in Hessen eine Zustimmung der oberen Flurbe-
reinigungsbehörde eingeführt worden. Mit Delegation der 
Zuständigkeit zur Anordnung der Flurbereinigung nach 
§ 4 FlurbG auf die Flurbereinigungsbehörde ist die Vorlage 
bei der oberen Flurbereinigungsbehörde entbehrlich und 
kann entfallen.

5.6	I ntensivierung der Vertreterbestellung

§ 119 Abs. 1 Nrn. 1–4 FlurbG enthält verschiedene Mög-
lichkeiten der Vertreterbestellung: »Auf Ersuchen der Flur-
bereinigungsbehörde […] hat das Vormundschaftsgericht, 
wenn ein Vertreter nicht vorhanden ist, einen geeigneten 
Vertreter zu bestellen: 1. für einen Beteiligten, dessen Per-
son unbekannt ist; 2.  für einen abwesenden Beteiligten, 
dessen Aufenthalt unbekannt ist oder der an der Besor-
gung seiner Angelegenheiten verhindert ist; 3.  für einen 
Beteiligten ohne Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes, wenn er der Aufforderung der Behörde, einen Ver-
treter zu bestellen, innerhalb der ihm gesetzten Frist nicht 
nachgekommen ist; 4. bei herrenlosen Grundstücken, auf 
die sich das Verfahren bezieht, zur Wahrung der sich in Be-
zug auf das Grundstück ergebenden Rechte und Pflichten.« 

Um die Flurbereinigungsverfahren zu beschleunigen, sind 
diese gesetzlichen Regelungen in allen Verfahren verstärkt 
zu nutzen. Weiterhin ist es sinnvoll, nur noch »einen« 
Erben nach § 119 Abs. 1 Nr. 5 FlurbG anstelle vollständiger 
Erbengemeinschaften zu ermitteln, um Zeit einzusparen.

5.7	 Teamwork und Kontraktmanagement

Flurbereinigungsverfahren können schnell und erfolgreich 
nur in Teamarbeit ausgeführt werden. Dies gilt für alle Ab-
schnitte eines Flurbereinigungsverfahrens. Größere Be-
schleunigungen können vor allem erreicht werden, wenn 
in der Planungsphase eines Wege- und Gewässerplans eine 
gleichwertige Einbeziehung der gesamten Projektgruppe 
gelingt. Dazu gehört es, die Koordination des Projektteams 
»Plan nach § 41 FlurbG« zu optimieren und ebenfalls die 
Bodenordnung mit einzubeziehen, um zuteilungsbeding-
te Änderungen des Plans nach § 41 FlurbG möglichst zu 
reduzieren.

Es ist eine wichtige und prioritäre Führungsaufgabe, 
für die Bearbeitungsdauer eines Flurbereinigungsverfah-
rens geeignete Prozesssteuerungselemente einzusetzen 
und interne Kontrollen zu nutzen (vor allem Kontrakt-
management). Dabei könnten in das in Hessen praktizier-
te Kontraktmanagement (interne Verträge zwischen allen 
Mitarbeitern einer Flurbereinigungsbehörde) auch »Vier-
Augen-Kontrollen (insbesondere bei Flurbereinigungsplan 
und Wege- und Gewässerplan)« innerhalb der Mitarbeiter-
teams integriert werden. Es empfiehlt sich, für gegenseitige 
Kontrollen überall gleiche Standards zu etablieren, um die 
Abläufe gut abzusichern.

6	I nhalt langfristig umzusetzender 
Handlungsvorschläge zur Beschleunigung 
der Flurbereinigungsverfahren in Hessen

6.1	 Gründung eines Landesverbandes der Teil- 
nehmergemeinschaften Hessen und mögliche  
Vereinbarung zur Zusammenarbeit mit dem 
Verband der Teilnehmergemeinschaften 
Rheinland-Pfalz

Nach umfassender Analyse der Prozessschritte, der ausge-
übten Tätigkeiten, der gesetzlichen und der haushaltsrecht-
lichen Belange hatte der hessische Landesrechnungshof die 
Prüfung empfohlen, ob die Aufgaben der Teilnehmerge-
meinschaft (TG) nach § 18 FlurbG einem neu zu gründen-
den Verband der Teilnehmergemeinschaften übertragen 
werden könnten. Im Einvernehmen mit dem Rechnungs-
hof wurde nach durchgeführter Prüfung bisher in Hessen 
kein Verband gegründet.

Bereits mit zwei bis drei Teilnehmergemeinschaften und 
einem Satzungsentwurf kann ein Verband der Teilnehmer-
gemeinschaften als Körperschaft des öffentlichen Rechts  
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für die gemeinschaftliche Wahrnehmung bestimmter Auf-
gaben der Flurbereinigung gegründet werden. Nach einer 
Gründung kann ein Verband mitentscheiden, welche Auf-
gaben der Teilnehmergemeinschaften konkret übernom-
men werden. Rheinland-Pfalz hat zur Beschleunigung der 
Flurbereinigung den VTG nach § 43 FlurbG als Regie-
betrieb ausgestaltet (vgl. Lorig 2022). Kleinere gemein-
schaftliche Anlagen der Flurbereinigung können ohne 
Ausschreibungen durch diesen Regiebetrieb ausgeführt 
werden. In der Praxis gehören Bitumenwege nicht zu die-
sen Ausbaumaßnahmen. Denkbar wäre, dass der Regiebe-
trieb in Rheinland-Pfalz durch Satzungsänderung auch für 
Teilnehmergemeinschaften in Hessen oder einen »VTG 
Hessen« tätig werden kann.

6.2	 Verwaltungsvereinbarung für ein 
gemeinsames Flurbereinigungsgericht 
Rheinland-Pfalz/Hessen/Saarland

Die Zeitabläufe vor dem Flurbereinigungsgericht (VGH 
Kassel) können die Verfahrenslaufzeiten drastisch verlän-
gern, da nur wenige Fälle vor dem Gericht zu verhandeln 
sind. Die Schlussphase der hessischen Flurbereinigungs-
verfahren dauert dadurch oft bis zu fünf Jahre länger. Eine 
wichtige Beschleunigungsmöglichkeit wird in der Zusam-
menfassung mehrerer Flurbereinigungsgerichte gesehen, 
was im Flurbereinigungsgesetz ausdrücklich geregelt ist: 
»Mehrere Länder können durch Staatsvertrag ein gemein-
schaftliches Flurbereinigungsgericht einrichten« (§ 138 
Abs.  2 FlurbG). In Rheinland-Pfalz dauern Klagen vor 
dem Flurbereinigungsgericht maximal ein Jahr, solange 
es nicht zu einer Revision kommt. Seit 1960 haben Rhein-
land-Pfalz und das Saarland ein sehr gut funktionieren-
des gemeinsames Gericht. Da die Fallzahlen inzwischen 
überall sehr niedrig sind, wäre ein gemeinsames Gericht 
Rheinland-Pfalz/Hessen/Saarland sehr sinnvoll und soll als 
Ergebnis der Untersuchung zur Beschleunigung der Flur-
bereinigung in Koblenz eingerichtet werden. Dies erleich-
tert auch die Besetzung mit den fachkundigen ehrenamt-
lichen Richtern. Diese können nach den Grundsätzen der 
Gewaltentrennung nicht aus aktiven Beamten des gleichen 
Landes ausgewählt werden. »Aktive Beamte der Landes-
kulturverwaltung dürfen nicht als ehrenamtliche Richter 
am Flurbereinigungsgericht desselben Landes mitwirken. 
Von der durch Art. 20 GG geforderten Trennung zwischen 
vollziehender Gewalt und Rechtsprechung könnte dann 
nicht mehr gesprochen werden. Unter Umständen müss-
te er dann gegen seine eigene Verwaltung Recht sprechen« 
(Wingerter und Mayr 2018, § 139, Rd.-Nr. 5). »Angestellte 
oder Beamte eines anderen Landes können ohne weiteres 
zu ehrenamtlichen fachkundigen Richtern ernannt wer-
den« (Quadflieg, 1989, § 139, Rd.-Nr. 25).

6.3	 Optimierung des Wertermittlungsverfahrens

Über eine Schnittstelle zum Liegenschaftskataster werden 
die »amtlichen Ergebnisse der Bodenschätzung« in das 
Flurbereinigungsverfahren übernommen. Auf dieser Basis 
kann bei Aktualität der amtlichen Bodenschätzungsergeb-
nisse die Wertermittlung mit minimalem Außendienstauf-
wand nach intensiver Abstimmung mit dem Vorstand der 
TG erarbeitet werden. Nur bei geringerer Aktualität der 
amtlichen Bodenschätzungsergebnisse kann eine kombi-
nierte Schätzung durch die Finanzverwaltung in Erwägung 
gezogen werden. Dies ist in Hessen bereits etablierte Praxis.

6.4	 Erprobung neuer Vorgehensweisen bei 
beschleunigten Zusammenlegungs­
verfahren in Hessen

Die Zweit- und Drittflurbereinigungen nehmen überall ra-
pide zu. Beschleunigte Zusammenlegungsverfahren (BZV) 
können in Zukunft besonders schnelle Lösungen bringen, 
wenn die Zusammenlegung aufgrund der stark geänderten 
Strukturverhältnisse deutlich im Vordergrund steht und 
kein Plan nach § 41 FlurbG aufgestellt werden muss. BZV 
sind insbesondere zweckmäßig, wenn durch eine frühere 
Flurbereinigung die komplette Infrastruktur bereits ge-
schaffen wurde und diese nicht verändert werden soll.

»Für einfache Aufgaben des Flächenmanagements, bei 
denen es überwiegend um den einvernehmlichen Aus-
tausch von Grundstücken geht, ist das BZV nach wie vor 
gut einsetzbar. Zu nennen sind etwa die Flächenbereitstel-
lung für Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege im Austausch von landwirtschaftlichen Nutz-
flächen, die Entflechtung der Gemengelage von land- und 
forstwirtschaftlichen Grundstücken mit ökologischen Vor-
rangflächen oder die Bereitstellung von Ufergrundstücken 
als Randstreifen für den Biotop- und Gewässerschutz. Die 
Verfahren verfolgen mit der Verbindung von agrarstruktu-
rellen und naturschutzfachlichen Zielen in der Regel eine 
kombinierte Zielstellung im Sinne von § 91 Halbsatz  1 
FlurbG, die gleichzeitig auch anderen Zwecken dienen 
darf, wie zum Beispiel wasserwirtschaftlichen Belangen 
zur Umsetzung der WRRL« (Thiemann 2023).

Für eine zweckgerechte Anwendung des beschleunigten 
Zusammenlegungsverfahrens werden in Zukunft sowohl 
bei Acker-/Grünlandverfahren als auch Weinbergsflurbe-
reinigungsverfahren erhebliche Beschleunigungspotenzia-
le gesehen, wie zum Beispiel: Austausch ganzer Flurstücke 
für Stilllegung und Weiterbewirtschaftung, Abfindungen 
mit Mehr- und Minderzuteilungen, vereinfachter Land-
abzug. Das BZV ist in jedem Fall einem umfangreichen 
freiwilligen Landtauschverfahren nach § 103 a FlurbG vor-
zuziehen, weil es nicht die Zustimmung aller Teilnehmer 
erfordert.
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6.5	 Einsatz des freiwilligen Landtauschs 
als »Vorschaltverfahren«

»Der freiwillige Landtausch ist ein schnelles und einfaches 
Verfahren zur Neuordnung ländlicher Grundstücke. Er 
ist vor allem dann geeignet, wenn eine räumlich begrenz-
te Besitzzersplitterung behoben werden soll und sich die 
Tauschpartner einig über den Flächentausch sind. Nach 
§ 103 a FlurbG kann ein freiwilliger Landtausch durchge-
führt werden, 1) um ländliche Grundstücke zur Verbesse-
rung der Agrarstruktur in einem schnellen und einfachen 
Verfahren zusammenzulegen oder 2)  aus Gründen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege. Die formalen 
Anforderungen sind also darauf gerichtet, dass der Land-
tausch schnell und einfach durchgeführt werden kann« 
(Thomas 2023, S.  325). Nach den Bestimmungen des 
Flurbereinigungsgesetzes vereinbaren die Eigentümer der 
Tauschgrundstücke (die Tauschpartner) den Landtausch. 
Die Abb.  3 zeigt einen vergleichsweise aufwendigen frei-
willigen Landtausch aus Rheinland-Pfalz.

Bei der Anwendung des freiwilligen Landtauschs liegt 
die hessische Flurneuordnungsverwaltung mit durch-
schnittlich 61 Verfahren und 286 ha Tauschfläche pro Jahr 
im Mittelfeld der Bundesländer. Der freiwillige Landtausch 
kann auch als »Vorschaltverfahren« geeignet sein, um den 
Verwaltungsaufwand und die Verfahrensdauer von Flurbe-
reinigungsverfahren zu reduzieren.

Als ein Ergebnis der Untersuchung zur Beschleunigung 
der Flurbereinigungsverfahren in Hessen wird die Ein-
richtung eines Portals angestrebt, das umfassende Infor-
mationen, Praxisbeispiele aus den Ämtern für Bodenma-
nagement sowie geeignete Antragsunterlagen bündelt (vgl. 
Lorig et  al. 2025). Um die Zielsetzungen der Koalitions-
vereinbarung (vgl. Kap. 2) noch effektiver zu unterstützen, 
soll künftig verstärkt auf eine strategische Informationsver-
mittlung gesetzt werden. Hierzu gilt es, relevante Informa-
tionen zum freiwilligen Landtausch über geeignete Kom-
munikationskanäle sowie an die Berufsvertretungen gezielt 
zu streuen. Von dieser intensivierten Aufklärungsarbeit 
wird eine Steigerung der Antragszahlen erwartet. Flurbe-
reinigungsbehörden sollten diese Verfahren aktiv begleiten 

und bewerben, um von Beginn an eine Verzahnung mit 
anstehenden Flurbereinigungsverfahren zu gewährleisten.

6.6	 Einsatz des freiwilligen Nutzungstauschs zur 
Optimierung der Bewirtschaftungsflächen 
nach Flurbereinigung

Der freiwillige Nutzungstausch wurde vor ca. 25 Jahren in 
Rheinland-Pfalz entwickelt und eingeführt, mit dem vor-
rangigen Ziel, Gebiete mit vielen dort verbleibenden Ein-
zeleigentümern und Erbengemeinschaften zu wirtschaft-
lichen Pachteinheiten zu bündeln und durch Gewinnen 
geeigneter Pächter die neuen Pachteinheiten offen zu hal-
ten und wieder in Nutzung zu bringen (vgl. Kram und Lo-
rig 2000, MWVLW 2000, Kram 2004). Der freiwillige Nut-
zungstausch hat sich darüber hinaus in der Praxis vor allem 
als geeignet erwiesen, um unmittelbar im Anschluss an eine 
Flurbereinigung »Pachtoptimierungen« und »Schlagver-
größerungen« vertraglich zu vereinbaren. Der freiwillige 
Nutzungstausch Rodenbach Rheinland-Pfalz war ein frü-
hes Beispiel dieser Versuche (Abb. 4). Vorher bewirtschafte-
ten sieben Betriebe zusammen 106 Besitzstücke mit durch-
schnittlich 3,0 ha Flächengröße und 350 m Schlaglänge. 
Anschließend sind es lediglich zehn Besitzstücke mit durch- 
schnittlich 32,0 ha Flächengröße und 750 m Schlaglänge.

In Hessen gab es bisher nur wenige freiwillige Nut-
zungstausche, welche durch Dritte umgesetzt und durch 
die Flurneuordnung gefördert wurden. In den Koalitions-
vereinbarungen in Hessen ist die Anwendung des freiwil-
ligen Nutzungstauschs in Zukunft vorgesehen. Der frei-
willige Nutzungstausch wird aus diesem Grund in Hessen 
neu gestartet und seitens der Flurbereinigungsbehörden 
betreut. Es kann sinnvoll sein, dass nur ausgewählte Mit-
arbeiter mit landwirtschaftlichem Sachverstand in wenigen 
Tagen und mit minimalem Aufwand das »Pachtmanage-
ment« des freiwilligen Nutzungstauschs arrangieren und 
begleiten. Denkbar wäre daher, eine »Koordinierungsstelle 
freiwilliger Nutzungstausch« bei einem Amt für Bodenma-
nagement einzurichten, die diese Aufgabe (als Antragsver-
fahren nach BGB-Recht) landesweit wahrnimmt.

Sofern bestehende Wege entwidmet werden sollen und 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nach Naturschutz-

Abb. 3: Freiwilliger Landtausch »Zemberger Buckel« in Sulz-
heim. Links: vorher, rechts: nachher
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Abb. 4: Freiwilliger Nutzungstausch Rodenbach (Rheinland-
Pfalz). Links: vorher, rechts: nachher
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recht umzusetzen sind (vgl. Kram 2004), bietet sich eine 
Kombination des freiwilligen Nutzungstauschs mit einem 
schnelllaufenden Verfahren nach § 86 FlurbG an. Diese 
Kombination kann dann von der Koordinierungsstelle ge-
prüft werden.

6.7	 Wertschöpfungsanalyse und 
Wertschöpfungsprognose

Die Notwendigkeit von Wirtschaftlichkeitsuntersuchun-
gen bei Maßnahmen großer finanzieller Bedeutung ergibt 
sich aus der Landeshaushaltsordnung. Diese Kosten-Nut-
zen-Berechnungen werden in Hessen im Sinne eines Flur-
bereinigungsprogrammes aufgrund einer umfassenden 
Wirkungsanalyse praktiziert (vgl. Lorig et al. 2025). Wich-
tig ist die Ergänzung einer Prognose für die Wirkungsab-
schätzung neu anzuordnender Flurbereinigungsverfahren.

»Für eine gesamtwirtschaftliche Wertschöpfungsana-
lyse in der Flurbereinigung liegt in Deutschland seit dem 
Jahre 2005 ein ausgereifter und praxiserprobter Ansatz vor. 
Unter Leitung der BMS Consulting GmbH wurde unter 
wissenschaftlicher Begleitung der Lehrstühle für Betriebs-
wirtschaftslehre und für Finanzwissenschaft, beide an der 
Westfälischen Wilhelms-Universität Münster, eine Metho-
de zur umfassenden volkswirtschaftlichen (a  posteriori) 
Analyse von Wertschöpfungsbeiträgen durch die Flurberei-
nigung entwickelt und am Beispiel der Unternehmensflur-
bereinigung erprobt« (Thomas 2023, S.  282 ff.). Im Jahre 
2006 wurde dieser Ansatz im Auftrage des Landes Rhein-
land-Pfalz für die Prognose von Wertschöpfungsbeiträgen 
in geplanten Flurbereinigungsverfahren erweitert, also für 
eine a priori Wertschöpfungsanalyse (Mosiek et al. 2006).

Im Jahre 2020 hat Cedric Jager (Jager 2020) in seiner 
Bachelorarbeit »Einführung von Wertschöpfungsanalysen 
für Flurbereinigungsverfahren im Saarland« eine Weiter-
entwicklung der vorliegenden Ansätze erstellt, die in ein-
facher Form auf die Flurbereinigungsverfahren in Hessen 
übertragen werden kann. Ergänzend zu dem in Hessen 
praktizierten Vorgehen kann nach dem von Jager für das 
Saarland ermittelten Modell eine Wertschöpfungsanalyse 
(basierend auf einem einfachen Excel-Tool) für jedes neu 
einzuleitende Verfahren eingeführt werden. Dabei kann 
die überarbeitete Vorgehensweise in Rheinland-Pfalz hel-
fen. Die für die Berechnung notwendigen Personalkosten 
können durch Auswertung der KLR oder eine Abschät-
zung gewonnen werden.

7	 Erwartete Beschleunigungen durch 
die Handlungsvorschläge

Die Ermittlung prognostizierter Zeiteinsparungen in den 
unterschiedlichen Verfahrensarten ist schwierig. Durch-
schnittswerte für Einsparungspotenzial besitzen i. A. wenig 
Aussagekraft. Verfahren nach § 1 FlurbG werden in Zu-

kunft in Hessen selten angeordnet. Daher wird bei dieser 
Verfahrensart auf Prognosen verzichtet. Erwartet werden 
nach dem Ergebnis der Untersuchung für neu anzuordnen-
de Verfahren nach § 86 und § 87 FlurbG folgende Laufzeit-
einsparungen:

	p etwa 1  Jahr durch die Verlagerung der Kontroll- und 
Prüfverfahren von der OFB auf die Flurbereinigungs-
behörde,

	p etwa ½ Jahr durch die Vorschläge zur planerischen Aus-
gestaltung der Abläufe,

	p etwa 1  Jahr durch neue Zusammenarbeitsregelungen 
mit Naturschutz, Wasserwirtschaft usw. sowie konse-
quente Einhaltung der Terminbündelungen,

	p etwa ½ Jahr durch die Vorschläge zur Verfahrensvorbe-
reitung EKO / SILEK und

	p etwa 2  Jahre durch Anwendung der Vorschläge in der 
Abschlussphase.

Dies führt zu erwarteten durchschnittlichen Zeiteinspa-
rungen von 2 ½ Jahren von Anordnung bis Besitzübergang 
(bzw. bis Baurecht) und weiteren 2 ½ Jahren durch Anwen-
dung der Vorschläge in der Abschlussphase für den Zeit-
raum zwischen Besitzübergang und Schlussfeststellung. 
Die Ermittlung prognostizierter durchschnittlicher Zeit-
einsparungen für die bereits anhängigen Verfahren in den 
unterschiedlichen Verfahrensarten ist nicht möglich.

8	 Externe Einflüsse auf die Laufzeiten 
von Flurbereinigungsverfahren

Die Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft Nachhaltige Land-
entwicklung (ARGE Landentwicklung) hat in einer Hand-
lungsempfehlung zur Begrenzung der Laufzeiten in Flä-
chenverfahren nach dem FlurbG festgehalten, dass immer 
wieder externe Einflüsse durch Dritte die Verfahrenslauf-
zeiten drastisch verlängern. Es handelt sich vor allem um 
folgende Effekte:

	p Zum Zeitpunkt der Verfahrensanordnung nicht erkenn-
bare Fremdplanungen, insbesondere aus den unbeein-
flussbaren Themenfeldern Erneuerbare Energien (z. B. 
Windkraft, Photovoltaik) oder Bauleitplanung, die die 
Wertermittlung des Verfahrens so nachhaltig beeinflus-
sen und stören können, dass das Verfahren vorüberge-
hend stillgelegt werden muss.

	p Nachträgliche Erweiterungen der Zielsetzungen in 
räumlicher oder inhaltlicher Hinsicht durch die betrof-
fenen Kommunen, Unterhaltungsverbände oder Natur-
schutzverbände, die nicht abgewiesen werden können.

	p Nachträglich auftretende unvorhersehbare Anforde-
rungen aus dem Bereich des Naturschutzes, durch die 
unerwartet (eine ganze Vegetationsperiode zusätzlich) 
besondere Arten untersucht werden müssen einschließ-
lich der aus den Untersuchungen folgenden eventuell 
vorwegzunehmenden Kompensationsanforderungen 
(die erst wirksam sein müssen, bevor weitergearbeitet 
werden kann).
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	p Herausforderungen bei Liegenschaftskataster und 
Grundbuchangelegenheiten (zum Beispiel bei der 
Datenbereitstellung oder Berichtigung der öffentlichen 
Bücher).

	p Einem Unternehmensträger anzulastende Verzöge-
rungen (z. B. durch Klagen bei der Planfeststellung des 
Unternehmens).

	p Herausforderungen bei der Bauausführung (fehlende 
Kapazitäten der Baufirmen, fehlendes Know-how bei 
Spezialbauweisen in der Weinbergsflurbereinigung oder 
beim ländlichen Wegebau, Materialengpässe, einzuhal-
tende Bauzeitenfenster des Naturschutzes, Beschränkun-
gen bei Bodenablagerungen, aufwendige Bodengutach-
ten, Witterungseinflüsse, Kampfmitteluntersuchungen 
vor Ausbau von Wirtschaftswegen usw.).

	p Ausschreibungen von kleinen (unattraktiven) Baumaß-
nahmen, die dazu führen, dass überhaupt kein wirt-
schaftliches Angebot abgegeben wird.

	p Späte Freigabe oder größere Reduzierung von Zuschuss-
mitteln auf Bundes- oder Landesebene, die den Baube-
ginn um Monate oder sogar mehrere Jahre verzögern.

	p Klagen einzelner Teilnehmer bis zum Bundesverwal-
tungsgericht (häufiges Verlängern der Gesamtlaufzeit 
um bis zu fünf Jahre).

	p Personalmangel, Wissensverlust durch Bearbeiterwech-
sel, Technikumbruch.

Alle diese externen Einflüsse auf die Laufzeiten sind un-
eingeschränkt auf die Bearbeitung der Flurbereinigungs-
verfahren in Hessen übertragbar und wurden daher mo-
difiziert in die Untersuchung übernommen (vgl. ARGE 
Landentwicklung 2025).

9	 Analyse der personellen und finanziellen 
Kapazitäten und deren Auswirkungen 
auf die Verfahrensbeschleunigung

In der hessischen Flurbereinigungsverwaltung stellen 
Unternehmensflurbereinigungen mit derzeit 67 Verfahren 
rund 40 % des Gesamtbestands dar; davon befinden sich 
30 Verfahren in einem frühen Stadium der Neugestaltungs-
phase. Ein Benchmarking auf Basis der Kennzahlen aus 
Rheinland-Pfalz bestimmt den personellen Bedarf für eine 
aktive Bearbeitung dieser Verfahren auf 1,8 Vollzeit-Äqui-
valente (Voll‑AK) pro Verfahren, was rechnerisch einem 
Gesamtbedarf von 54 zusätzlichen Voll‑AK entspricht.

Die Untersuchung macht deutlich, dass eine rein per-
sonelle Verstärkung ohne die gleichzeitige Sicherstellung 
der notwendigen Finanzmittel (z. B. für externe Gutachten, 
Sachverständige oder Planungsleistungen) keine durch-
greifende Beschleunigung bewirken würde. Da die Finan-
zierung und Bereitstellung benötigter Mittel den Verlauf 
eines Verfahrens maßgeblich beeinflusst, würde erst eine 
kombinierte finanzielle und personelle Verstärkung die 
notwendige Kapazität schaffen, alle Flurbereinigungsver-

fahren konsequent in einer aktiven Bearbeitungsphase zu 
halten.

Durch die in der Untersuchung vorgeschlagene Verla-
gerung von Prüf- und Kontrollaufgaben von der Oberen 
Flurbereinigungsbehörde auf die Flurbereinigungsbehörde 
ist eine Personalnachführung erforderlich, um die Reform 
bereits im Ansatz wirksam werden zu lassen. Eine perso-
nelle Verstärkung in der Verfahrensleitung würde Kapazi-
täten schaffen, um Zeitverzögerungen in der Bearbeitung 
zu vermeiden und zudem die Vorbereitung neuer Verfah-
ren unter Berücksichtigung der bestehenden Nachfrage 
von Berufsverbänden zu ermöglichen.

Parallel dazu würde eine Erhöhung der Kapazitäten in 
der Sachbearbeitung (Landschaftspflege und Bauinge-
nieurwesen) die Bewältigung des steigenden Aufwands 
durch fachgesetzliche Restriktionen (z. B. Naturschutz) 
beschleunigen. Eine verstärkte Eigenbearbeitung von 
Untersuchungen im Bereich des Naturschutzes reduziert 
außerdem die Abhängigkeit von zeitintensiven externen 
Vergabeprozessen und den damit verbundenen Verzöge-
rungen, setzt jedoch eine verlässliche und auskömmliche 
Haushaltsplanung voraus.

Obwohl lediglich 2,8 % der 135 fachlichen Reformvor-
schläge eine unmittelbare personelle Umsetzung erfordern, 
ist eine verlässliche finanzielle Gesamtausstattung und die 
rechtzeitige Personalnachführung bei ausscheidenden 
Mitarbeitern die notwendige Basis für den Erfolg einer Re-
form. Nur die Sicherstellung dieser Rahmenbedingungen 
erlaubt es, Zeiteinsparungen über die gesamte Verfahrens-
laufzeit hinweg zu realisieren.

10	  Ausblick

Die Flurbereinigung bleibt mit allen Verfahrensarten eine 
dauerhafte und unverzichtbare Aufgabe in Hessen, die mit 
allen vorgeschlagenen Handlungsansätzen beschleunigt 
werden muss. Bei der Anordnung neuer Flurbereinigungs-
verfahren ist jeweils im Einzelfall zu entscheiden, welches 
Verfahren als einfachster, kostengünstigster und schnells-
ter Weg gewählt werden sollte. Dabei sind in Zukunft auch 
Kombinationen von Verfahren nach § 86 FlurbG, freiwil-
ligem Landtausch und freiwilligem Nutzungstausch wir-
kungsvoll zu verbinden.

Durch Leitlinien, Programme, Personalentwicklungs-
konzepte und verlässliche Personalausstattung kann die 
Flurbereinigung langfristig gesteuert und beschleunigt 
werden. Die weitgehende Delegation von Aufgaben auf 
die unterste Behördeninstanz und die Minimierung von 
Prüf- und Kontrollprozessen trägt erheblich zur Beschleu-
nigung der Verfahrensabläufe bei. Durch eine Wertschöp-
fungsprognose können Aufwand und Wirkung neu anzu-
ordnender Verfahren sachgerecht im Vorfeld beurteilt und 
entschieden werden.
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